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I
n allen Programmen zur Bundes-
tagswahl 2009 finden sich Kuriosi-
täten. Da schreibt die SPD über die

„britische Stempelsteuer“, die Linke be-
schäftigt sich mit „Agroenergie-Impor-
ten“ und die Union empfiehlt eine „Ab-

flachung des Mittelstandsbauches“. Die
Grünen lassen sich über „die grüne
Pflegezeit“ aus. Und die FDP meint:
„Deutschland ist ein landwirtschaftli-
cher Gunststandort“.

Für viele Bürger bleibt dieser Jargon
unverständlich. Er ist meist das Ergeb-
nis von innerparteilichen Expertenrun-
den. Sie verwenden ihre von Bürokra-
tismen durchzogene Fachsprache.  An
den Bedürfnissen der Leser, die sich
nicht tagtäglich mit diesen Themen be-
schäftigen, schreiben sie vorbei. Oft
geht den  endgültigen Formulierungen
eine langwierige parteiinterne Kompro-
misssuche voraus. „Verschlimmbesse-
rungen“ sind das Resultat. In diesen
Kompromissen sollen sich alle Partei-
strömungen und -flügel wiederfinden
können. Verstanden werden sie oft aber

noch nicht einmal von den Delegierten
der Parteitage, die die Programme ver-
abschieden. Ganz zu schweigen von
den Wählern.

Je komplexer und schwieriger ein
Text, desto klüger ist sein Autor und

desto gehaltvoller ist sein
Inhalt.  Diese auch der
Wissenschaft nicht ganz
fremde Maxime ist genauso
falsch wie sie veraltet ist.
Dabei ist die Regel ganz

einfach: Nur was verstanden wird, kann
auch überzeugen. Und Überzeugung tut
not. Ein wachsender An-
teil der Wählerschaft fühlt
sich nicht mehr langfristig
an eine Partei gebunden.
Anstelle der ideologisch
motivierten Bindung tritt
immer häufiger eine an Themen orien-
tierte, kurzfristige Stimmabgabe. 30 bis
40 Prozent der Wähler entscheiden erst
in den letzten zwei Wochen vor der
Bundestagswahl, welcher Partei sie ihre
Stimme geben. Und auch der Anteil der
Wechselwähler steigt stetig an. Diese
Wähler sind anspruchsvoller geworden.
Sie wollen umworben und überzeugt
werden.

Nun sind die Wahlprogramme nicht
das wichtigste Kommunikationsmittel

der Parteien. Plakate, Internet-Kommu-
nikation, Auftritte der Spitzenpolitiker
in Talkshows, in Sondersendungen des
Fernsehens oder in Interviews der Ta-
ges- und der Wochenpresse sind für die
Außenwahrnehmung wichtiger. Und
dennoch: Mit den Programmen steht
den Parteien eine Möglichkeit zur Ver-
fügung, ungefiltert von journalistischer
Auswahl und ungefiltert von redaktio-
nellen Entscheidungen ihre Positionen
publik zu machen. Umso mehr über-
rascht es, dass sie sich dabei wenig Mü-
he geben.

An der Universität Hohenheim wur-
de nun – in Zusammenarbeit mit dem
Ulmer CommunicationLab – die forma-
le Verständlichkeit der Parteiprogram-
me untersucht. Anhand zentraler Merk-
male aus der Lesbarkeitsforschung wur-
de geprüft, wie verständlich die Pro-
gramme sind sowie welche Unterschie-
de dabei zwischen Parteien und inner-
halb der Programme bestehen. Zu die-
sen Merkmalen zählen: die durch-
schnittliche Satzlänge, die durchschnitt-
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liche Wortlänge, der Anteil der Wörter
mit mehr als sechs Zeichen, der Anteil
der Schachtelsätze, der Anteil der Sätze
mit mehr als zwanzig Wörtern. Aber
auch der Einsatz von Fachsprache, die
inhaltliche Komplexität und die Ver-
wendung nicht eindeutiger Begriffe
wurden mittels einer Kombination aus
quantitativer, softwaregestützter Text-
analyse sowie qualitativer Expertenana-
lyse erfasst.

Demnach hat die Links-Partei das
formal unverständlichste Bundestags-
wahlprogramm. Es ist nicht viel leichter
zu lesen als eine politikwissenschaftli-
che Doktorarbeit. Auf der Hohenhei-
mer Verständlichkeitsskala von 0 (sehr
unverständlich) bis 20 (sehr verständ-
lich) erreicht die Links-Partei einen
Wert von 6,5 (vgl. Abbildung 1). Die
Grünen verwenden hingegen eine deut-
lich verständlichere Sprache. Kürzere
Sätze, weniger Schachtelsätze, deutlich
weniger komplexe oder abstrakte Wör-
ter – all dies trägt ihnen einen  Ver-
ständlichkeitswert von 11,0 ein. Dabei
haben die Grünen das mit Abstand

längste Programm (52 954 Wörter). Die
Linke hat mit knapp 20 000 Wörtern
das kürzeste Programm. 

Aber nicht alle Teile der Programme
sind gleichermaßen unverständlich. Für
die Formulierungen in der Einleitung, im
Schlusswort und in den Abschnitten zum
Selbstverständnis der Parteien lassen die
Verfasser größere Sorgfalt walten. Hier
wird teilweise ein Verständlichkeitswert
von mehr als 18 Punkten erreicht. Un-
verständlich bleiben hingegen die Fach-
aussagen. Den längsten Satz gönnt sich
die SPD: „Das international vereinbarte
Ziel, die CO2-Emissionen in Industrie-
staaten bis 2050 gegenüber 1990 um 80-
95 Prozent zu reduzieren, ist nur erreich-
bar, wenn wir jetzt in die Modernisie-
rung unserer Kohle- und Gaskraftwerke
investieren, um weniger CO2 zu emittie-
ren, wir die Emissionsbudgets im Rah-
men der EU und der internationalen
Vereinbarungen weiter absenken, der
Anteil erneuerbarer Energien über das
Jahr 2030 hinaus weiter ansteigt und der
jetzt bereits geltende Vorrang der Ein-
speisung ins Netz erhalten bleibt.“ 73
Wörter. Empfohlen wird von Lesbar-
keitsforschern eine maximale Satzlänge
von 20 Wörtern.

Am häufigsten finden sich solche
Satz-Ungetüme jedoch bei der FDP:

„Leistungskorridore von Schwer-
punkten der Kraftwirtschaft zu mögli-
chen Speicherorten sind planerisch
frühzeitig vor konkurrierenden Einflüs-

sen, die die Nutzung
wesentlich erschwe-
ren oder gar unmög-
lich machen, zu si-
chern.“ Aha. Und wer
will schon der Forde-

rung der Union widersprechen: „Für
Kreditzusagen an eine nicht konsoli-
dierte Zweckgesellschaft müssen grund-
sätzlich die gleichen Eigenkapitalvor-
schriften gelten wie für Aktiva ver-
gleichbaren Risikos in der Bilanz“. Ist
doch klar...

Zwischen den Parteien bestehen
aber auch auffällige Gemeinsamkeiten.
So finden sich bei der Union und bei
der SPD ähnliche Begriffe unter den 25
häufigsten Wörtern in den Programmen
(vgl. Abbildung 2a und 2b). In den
Wort-Wolken sind „Deutschland“,
„Menschen“, „Kinder“, „Gesellschaft“
und „Zukunft“ oft vertreten. Bei der
Union finden sich zusätzlich „Sicher-
heit“ und „Verantwortung“, bei der SPD
„Arbeit“ und „Soziales“. Damit spiegeln
die verwendeten Begriffe auch die tradi-
tionellen thematischen Schwerpunkte
der Parteien wider. Dies bedeutet aber
keinesfalls, dass diese Traditionsberei-
che auch verständlicher formuliert sind
als andere Politikfelder. So sind die Äu-
ßerungen der Links-Partei über Arbeits-

»Die Links-Partei hat das formal
unverständlichste Bundestags-
wahlprogramm.«

Abbildung 1: Die formale Verständlichkeit der Bundestagswahlprogramme
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Abbildung 3: Die formale Verständlichkeit des Themenfelds „Bildung, Forschung und Kultur“
in den Bundestagswahlprogrammen
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marktpolitik noch unverständlicher als
das Gesamtprogramm. Unterdurch-
schnittlich verständlich sind auch die
steuerpolitischen Aussagen der Union,
die gesundheitspolitischen Aussagen
der SPD, die Aussagen der FDP zur
Wirtschaftskrise und die Aussagen der
Grünen zur Bündnistreue. Hier kann
man sich des Eindrucks nicht erwehren,
dass Parteien auch nicht immer verstan-
den werden wollen. Während sie popu-
läre Forderungen in der Regel verständ-
lich formulieren, kleiden sie unpopuläre
Standpunkte gerne in Schachtelsätze.

Das Potential, sich den Wählerin-
nen und Wählern verständlicher zu
machen, ist also groß. Dabei darf aller-
dings nicht übersehen werden: Ver-
ständlichkeit alleine ist nicht aus-
schlaggebend. Auch unsinnige Forde-
rungen kann man sehr verständlich for-
mulieren. Ausschlaggebend ist gleich-
zeitig, welche Lösungsvorschläge Par-
teien unterbreiten, ob sie diese in ein
übergeordnetes Wertekonzept einbet-
ten und welche thematischen Schwer-
punkte sie dabei setzen. ■

Zum Stellenwert des
Themas „Bildung“ in den
Wahlprogrammen

D
ie Köpfe unserer Kinder sind
unsere wichtigste Ressource“.
Unterstellen wir den Grünen,

dass diese Aussage in ihrem Wahlpro-
gramm im übertragenen Sinne gemeint
ist, dann kommt der Bildungspolitik ei-
ne besondere Bedeutung zu. Das gilt
nicht nur für die Grünen, sondern für
alle Parteien. Zumindest dann, wenn
man die Wortzahl, die auf das Themen-
feld „Bildung, Forschung und Kultur“ in
den Parteiprogrammen entfällt, als Indi-
kator für die Wichtigkeit verwendet.
Über kein anderes Themenfeld schreibt
die Union so viel wie über „Bildung,
Forschung und Kultur“. Auch bei der
FDP ist Bildung das Top-Thema. Bei der
SPD nimmt es – nach der Wirtschafts-
und Finanzpolitik – Platz 2 ein. Auch
bei den Linken findet sich Bildung –
nach der Sozialpolitik – auf Rang 2.
Und bei den Grünen immerhin auf
Platz 5.

Oft setzt aber das Verstehen der Bil-
dungspassagen in den Programmen ge-
nau das voraus, was erst geschaffen
werden soll: eine umfassende Bildung
auf Seiten der Leser. Schachtelsätze,
Fachbegriffe ohne Erläuterung, Band-
wurmsätze führen zu unterdurch-
schnittlichen Verständlichkeitswerten.
Auf der Hohenheimer Verständlich-
keitsskala liegen die Bildungspassagen
zwischen 5 und 13 (vgl. Abbildung 3).

Unumstritten und formal sehr ver-
ständlich sind Forderungen wie die Fol-
gende: „Gleiche Bildungschancen für
alle“.  Wer will dem widersprechen!?
Indes dürfte die Linke mit ihrer Forde-
rung  „Jugendoffiziere in Schulen, Uni-
versitäten und Arbeitsagenturen nur mit
Vertreterinnen und Vertretern gegentei-
liger Auffassung auftreten lassen“ nicht
von allen verstanden werden. Schon gar
nicht von den „funktionalen Analpha-
betinnen und Analphabeten“, von de-
nen im Programm der Linken die Rede
ist. Aber da hilft dann vielleicht die in-
tensive „Beschulung“, die im FDP-Pro-
gramm angesprochen wird.
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Abbildung 2a: Die häufigsten Wörter im CDU/CSU-Programm (erzeugt mit Wordle.net)

Abbildung 2b: Die häufigsten Wörter im SPD-Programm (erzeugt mit Wordle.net)
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